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Die neue CD-Rom „SGV. NRW.", Stand 3. Juli 2001, ist ab Ende Juli erhältlich. 

Sie enthält fast alle Anlagen. 

Sie enthält auch schon die neue Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung in Euro, die am 1. Januar 2002 
in Kraft tritt. Bestellformulare finden sich in den Nummern 3 und 4 des GV. NRW. 1999. ebenso im 
Internet-Angebot. , 

Hinweis: 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter sowie die Sammlung aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen des Landes :NRW (SGV. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung. 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter sowie die Sammlung aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen des Landes NRW {SGV. NRW.) werden auch im Internet angeboten. 
Der Zugang ergibt sich über die Homepage des Innenministeriums NRW {Adresse: http://www.im.nrw.de) 
und dort über das Befehlsfeld „Gesetze, Verordnungen, Erlasse". 
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203015 
Verordnung 

über die Ausbildung und Prüfung 
für die Laufbahn des höheren technischen Dienstes 

in der Staatlichen Umweltverwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen/ 

Fachrichtung Umwelttechnik/ 
Umweltschutz, Fachgebiet Umwelttechnik 

(Ausbildungs- und Prüfungsverordnung höherer 
Dienst in der Umweltverwaltung - V APhDU) 

Vom 20. Juni 2001 

Auf Grund des § 16 des Landesbeamtengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV. 
NRW. S. 234), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12. Dezember 2000 (GV. NRW. S. 746), wird im Einverneh­
men mit dem Innenministerium und dem Finanzministe­
rium verordnet: 

I. Teil 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Geltungsbereich 

und Einstellungsvoraussetzungen 

{l) Diese Ausbildungs- und Prüfungsverordnung regelt 
die Einstellung, Ausbildung und Prüfung der Bewerbe­
rinnen und Bewerber für die Laufbahn des höheren 
technischen Dienstes in der Staatlichen Umweltverwal­
tung des Landes Nordrhein-Westfalen/Fachrichtung 
Umwelttechnik/Umweltschutz, Fachgebiet Umwelttech­
nik. 

(2) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, 
wer 

1. die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ernennung 
zur Beamtin oder zum Beamten erfüllt, 

2. nach seinen charakterlichen, geistigen und körperli­
chen Anlagen für den höheren technischen Dienst in 
der Staatlichen Umweltverwaltung geeignet erscheint 
und 

3. ein für die Fachrichtung Umwelttechnik/Umwelt­
schutz vorgeschriebenes wissenschaftliches Studium 
mit einer Regelstudienzeit von mindestens acht Fach­
semestern (ohne Praxis- und Prüfungssemester) an 
einer technischen Hochschule/Universität oder einer 
Gesamthochschule mit gleichwertigem wissenschaftli­
chen Studiengang mit einer Diplomprüfung (Diplom­
Hauptprüfung) oder mit einer gleichwertigen - auch 
ausländischen - Hochschulprüfung abgeschlossen hat. 
Auf§ 21 a LBG und die hierzu ergangenen Verordnun­
gen wird verwiesen. Für das Umweltreferendariat sind 
folgende Studiengänge geeignet: 

Bauingenieurwesen, Biochemie, Biologie, Chemie/Che­
mietechnik, Elektrotechnik, Geologie, Hüttenwesen, 
lVIaschinenbau, Physik, Umweltschutz, Verfahrens­
technik. 

Die Einstellungsbehörde kann weitere für das Fachge­
biet Umwelttechnik geeignete Studiengänge anerken­
nen. 

(3) Von Schwerbehinderten darf nur das für den 
höheren Dienst in der Staatlichen Umweltverwaltung 
erforderliche Mindestmaß körperlicher Rüstigkeit ver­
langt werden. Sie müsseri jedoch in der Lage sein, 
Außendienst zu verrichten. 

§ 2 
Bewerbung 

(1) Bewerbungen um Einstellung in den Vorbereitungs­
dienst sind beim Ministerium für Umwelt und Natur­
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz einzurei­
chen. 

(2) Der Bewerbung sind beizufügen: 

l. Geburtsurkunde, 

2. Lebenslauf, 

3. Zeugnis über den Nachweis der Hochschulreife, ver­
bunden mit dem.Nachweis von Fremdsprachenkennt­
nissen, 

4. Zeugnis über die Hochschulprüfung (Diplomvorprü­
fung/Diplom-Hauptprüfung) in einem wissenschaftli­
chen Studiengang mit einer Regelstudienzeit von min­
destens acht Fachsemestern (ohne Praxis- und Prü­
fungssemester) oder Zeugnis entsprechender ausländi­
scher Hochschulen/Universitäten sowie gegebenen­
falls Zeugnisse über Zusatz- oder andere Prüfungen. 
Die Vorbildungsvoraussetzung für den höheren tech­
nischen Dienst wird durch den erfolgreichen Ab­
schluss eines Fachhochschulstudiums nicht erfüllt. 

5. Urkunde über die Verleihung des akademischen Gra­
des, der durch die Diplom-Hauptprü:Eung erworben 
wird. sowie Urkunden über andere akademische 
Grade, 

6. Nachweise über etwaige berufliche Tätigkeiten nach 
Ablegung der Diplom-Hauptprüfung, 

7. persönliche schriftliche Erklärung, ob Vorstrafen vor­
liegen oder ein gerichtliches Strafverfahren oder ein 
Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft anhän­
gig ist, 

8. zwei aktuelle Passbilder. 

§ 3 
Einstellung, Rechtsstellung 

(1) Über die Einstellung entscheidet das Ministerium 
für Umwelt und Naturschutz. Landwirtschaft und Ver­
braucherschutz (Einstellungsbehörde). Vor der endgülti­
gen Entscheidung über die Bewerbung müssen dem 
Ministerium auf Anforderung 

1. beglaubigte Abschriften der Personenstandsurkunden 
(Geburtsurkunde oder Geburtsschein, von Verheirate­
ten auch Heiratsurkunde und gegebenenfalls Geburts­
urkunden oder Geburtsscheine der Kinder), 

2. ein amtsärztliches Zeugnis über den Gesundheitszu­
stand, das vor allem über das Seh-. Farbunterschei­
dungs- und Hörvermögen Auskunft gibt, 

3. ein „Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde" 
vorgelegt werden. Das Gesundheitszeugnis und das 
Führungszeugnis dürfen zum Zeitpunkt der Vorlage 
nicht älter als drei Monate sein. 

(2) Aus der Einstellung in den Vorbereitungsd5.enst 
kann kein Anspruch auf eine spätere Verwendung im 
öffentlichen Dienst hergeleitet werden. Bei Eignung ist 
der Einstellungstermin in den Vorbereitungsdienst mit­
zuteilen. Kommt die Bewerberin oder der Bewerber ohne 
triftigen Grund diesem Termin nicht nach, verliert die 
Zusage der Einstellung ihre Gültigkeit. 

§4 
Zweck und Ziel 

des Vorbereitungsdienstes 

Zweck und Ziel des Vorbereitungsdienstes ist es, 
Nachwuchskräfte für den höheren technischen Verwal­
tungsdienst auszubilden. Dabei sollen verantwortungs­
bewusste Persönlichkeiten für leitende Tätigkeiten her­
angebildet werden. 

Die Ausbildung soll das während des Hochschulstu­
diums erworbene Wissen fachlich vertief•~n und gründli­
che und theoretische/praktische Kenntnisse über Aufbau, 
Aufgaben und Arbeitsweisen der Umweltverwaltung 
vermitteln und für die Laufbahn befähigen. Dabei sind 
Verantwortungsbereitschaft und Initiative zu wecken 
und zu fördern. Staatspolitische, wirtschaftliche, kultu­
relle und soziale Belange sind zu berücksichtigen. 

§ 5 
Ernennung, 

Beendigung des Beamtenverhältnisses 

(1) Die oder der zum Vorbereitungsdienst vorgesehene 
Bewerberin oder Bewerber wird unter Berufung in das 
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Beamtenverhältnis auf \Viclerruf zur Um\veltreferendarin 
oder zum Umweltreferendar ernannt. 

(2) Das Beamtenverhältnis endet mit dem Tag, an dem 
die Große Staatsprüfung bestanden wird oder das Nicht­
bestehen der Wiederholungsprüfung schriftlich bekannt­
gegeben wird. 

II. Teil 
Ausbildung 

§ 6 
Dauer des Vorbereitungsdienstes 

(1) Der Vorbereitungsdienst umfasst die Ausbildung 
und die Große Staatsprüfung. Die Ausbildung da:iert 
zwei Jahre; sie umfasst auch die häusliche Prüfungsar­
beit. Der häuslichen Prüfungsarbeit schließen sich der 
schriftliche und der mündliche Teil der Großen Staats­
prüfung unmittelbar an; die schriftltchen Arbeiten unter 
Aufsicht können schon während der Ausbildung angefer­
tigt werden. Die Große Staatsprüfung soll innerhalb von 
zwei :i\fonaten nach Abschluss der Ausbildung durchge­
führt sein. 

(2) Eine berufliche Tätigkeit nach Bestehen der für die 
Einstellung vorgeschriebenen Prüfung, die geeigr:et ist, 
die für die Laufbahn erforderlichen Fähigkeiten zu 
vermitteln(§ 1 Abs. 2), kann bis zu sechs },fonaten auf den 
Vorbereitungsdienst angerechnet werden. Über die An­
rechnung entscheidet die Einstellungsbehörde. Förder­
lich sind nur solche Tätigkeiten, die geeignet sind, die 
Ausbildung in einzelneJJ. Abschnitten ganz oder teil weise 
zu ersetzen. 

(3) Der Vorbereitungsdienst kann, falls die Zulassung 
zur Prüfung abgelehnt wird (§ 17 Abs. 4) oder wenn aus 
anderen Gründen das Ziel der Ausbildung noch nicht 
erreicht ist, durch die Einstellungsbehörde verlängert 
werden. Der Vorbereitungsdienst ist auf Vorschlag des 
Prüfungsausschusses im Falle des§ 26 Abs. 3 zu verlän­
gern. Die Verlängerung des Vorbereitungsdienstes darf 
insgesamt ein Jahr nicht überschreiten. 

(4) Der Vorbereitungsdienst ist um die Zeit eines 
Beschäftigungsverbotes nach dem Mutterschutzgesetz, 
eines Erziehungsurlaubs bzw. um die Dauer des Grund­
wehrdienstes oder des Zivildienstes zu verlängern. 

§ 7 
Ausbildungsbehörde, Ausbildungsstellen, 

Ausbildungsleitung, 
Überwachung der Ausbildung 

(1) Ausbildungsbehörden sind die Staatlichen Umwelt­
ämter. Ausbildungsstellen sind neben den Staatlichen 
Umweltämtern das Landesumweltamt, die Bezirksregie­
rungen und Wahlstationen. Die Einstellungsbehörde be­
stimmt das Staatliche Umweltamt, dem die Referendarin 
oder der Referendar zur Ausbildung zugewiesen wird. 
Dieses ist zugleich Stammdienststelle. Wünsche nach 
Zuweisung an eine bestimmte Ausbildungsbehörde sollen 
nach l\föglichkeit berücksichtigt werden, soweit dienstli­
che Gründe nicht entgegenstehen. 

(2) Das Ministerium bestimmt eine geeignete Beschäf­
tigte oder einen geeigneten Beschäftigten mit der Lauf­
bahnbefähigung für den höheren Dienst in der Staatli­
chen Umweltverwaltung zur Ausbildungsleiterin oder 
zum Ausbildungsleiter für das Umweitreferendariat, die 
oder der die Einhaltung des Ausbildungsplanes zu über­
wachen, falls erforderlich Ausbildungsveranstaltungen 
zu organisieren und die Referendarinnen und Referen­
dare während der gesamten Ausbildung zu betreuen hat. 

(3) Die Leitung der Ausbildungsbehörde beauftragt 
eine Beschäftigte oder einen Beschäftigten des höheren 
technischen Dienstes mit Laufbahnprüfung für den höhe­
ren technischen Dienst in der Staatliche Umweltverwal­
tung mit der Überwachung der Ausbildung aller nach 
dieser Verordnung Auszubildenden in der Dienststelle 
und bestimmt geeignete Beschäftigte des höheren techni­
schen Dienstes zu Ausbilderinnen und Ausbildern. die 
auf eine sinnvolle Gestaltung der praktischen Ausbildung 
bei der Ausbildungsbehörde hinzuwirken haben. Es sol-

len möglichst in jeder Abteilur:g der Staatlic':i.en Umwelt­
ämter und des Landesumweltamtes, in jedem Dezernat 
der für den Umweltschutz zuständigen Abteilung der 
Bezirksregierung eine geeignete Beschäftigte oder ein 
geeigneter Beschäftigter als Ausbilderin oder Ausbilder 
beauftragt werden bzw. ~eder Referendarir.. oder jedem 
Referendar eine geeignete Beschäftigte oder ein geeigne­
ter Beschäftigter zur Betreuung (Tutorin/Tutor) zur Seite 
gestellt werden. Durch die Benennung we:terer Ausbilde­
rir..nen und Ausbilder wird die Gesamtverantwortung der 
Leit:mg der Ausbildungsbehörde im Sinne dieser Verord­
nung nicht berührt. 

(4) Die .Ausbildungsbehörde stellt für jede Referendarin 
und jeden Referendar einen A~sbildungsplan gern. § 9 
Abs. 3 auf, der die Abschnitte, Zeiten und Ausbildungs­
stellen sowie die Ausbildungsinhalte festlegt. Wünsche 
der Referendarin oder des Referendars können berück­
sichtigt werde::.~. Die Ausbildungsbehörde ist dafür ver­
antwortlich, dass der Ausbildungsplan eingehalten wird. 
Abweichungen sind nur in begründeten Fällen zulässig. 

(5) Die Referendarin oder der Referendar hat einen 
Ausbildungsnachweis zu führen und darin eine Übersicht 
über die wesentlichen Tätigkeiten der erfolgten Ausbil­
dung zu geben. Der Nachweis ist monatlich der Leitung 
der Ausbildungsstelle und vierteljährlich der Ausbil­
dungsleiterin oder dem Ausbildungsleiter zur Prüfung 
und Bescheinigung vorzulegen. Die Ausbildungsbehörde 
fü):irt für jede Referendarin und jeden Referendar eine 
,,Ubersicht über den Vorbereitungsdienst". 

§ 8 
Arbeitsgemeinschaft 

(1) Die Referendarin ode:r der Referendar hat an der 
Arbeitsgemeinschaft, die beim :;\'Iinisteriurn für l:mwelt 
und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher­
schutz eingerichtet ist, teilzunehmen. 

(2) Der Leiter oder die Leiterin der Arbeitsgemein­
schaft hat die Referendarinnen oder Referendare vor 
allem mit der Verwaltung vertraut zu machen und 
anzuleiten. anhand Draktischer Fälle die wesentlichen 
Fragestellimgen zu erkennen und Berichte und Entschei­
dungen zu entwerfen. Es sollen Kenntnisse vertieft und 
Anregungen für das Selbststudium sowie Gelegenheit 
zum freien Vortrag und zur Teilnahme an Aussprachen 
gegeben werden. 

§ 9 

Gliederung und Inhalt 
der A:.isbildung 

(1) Die Ausbildung gliedert sich in 5 Abschnitte: 

Abschnitt I: Einführung in die Verwaltung 
Allgemeine Rechts- und Verwaltungs­
grundlagen, fachübergreifende Zielset­
zungen und Strategien zum Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen, fachüber­
greifende Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften, Grundsätze der fachbezoge­
nen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

Abschnitt II: Leitungsaufgaben und Wirtschaftlichkeit. 

Abschnitt III: Rechts- und Verwaltungs:vorschriften -
fachbezoge:!le Vertiefung-, fachgebietsoe­
zogene Zielsetzungen und Strategien zum 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen. 

Abschnitt IV: Information und praktische Mitarbeit bei 
einem Staatlichen Umweltamt und beim 
Landesumweltamt. 

Abschnitt V: Hospitation bei Kommunen, privaten 
Überwachungseinrichtungen, Unterneh­
men (Wahlstation); Bezirksregierung; An­
fertigung der häuslichen Prüfungsarbeit. 

(2) Die Ausbildung wird durch Lehrgänge und Semi­
nare ergänzt. Dies gilt insbesondere für die beiden 
fachübergreifenden Fächer „Allgemeine Rechts- und 
Verwaltungsgrundlagen" und „Leitungsaufgaben und 
Wirtschaftlichkeit". 
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(3) Die Dauer der Ausbildungsabschnitte sowie der 
Inhalt der Ausbildung richtet sich nach dem Ausbil­

Anlage 1 dungsplan (Anlage 1). 

§ 10 
Ausbildungstagebuch 

Die Referendarin oder der Referendar h,:it vom Beginn 
des Vorbereitungsdienstes an ein Ausbildungstagebuch 
zu führen. Die Eintragungen sind durch die Ausbilderin 
oder den Ausbilder zu bestätigen. Sie sind monatlich der 
Leitung der Ausbildungsbehörde oder der oder dem 
gemäß § 7 Abs. 3 bestellten Beschäftigten und halbjähr­
lich der Ausbildungsleiterin oder dem Ausbildungsleiter 
vorzulegen. 

§ 11 
Beurteilung 

während der Ausbildung 

(1) Jede Ausbildungsstelle beurteilt die Referendarin 
oder den Referendar nach Abschluss des bei ihr abgeleis­
teten Abschnittes oder Teilabschnittes unter Angabe der 
Art und Dauer der Beschäftigung nach ihren oder seinen 
Fähigkeiten und Kenntnissen sowie nach Leistung und 

Anlage 2 Führung. Die Beurteilung (Anlage 2) muss erkennen 
lassen, ob das Ziel des Ausbildungsabschnitts erreicht ist. 
Besondere Fähigkeiten oder :i.VIängel sind zu vermerken. 

(2) Erreicht die Ausbildungszeit bei einer Ausbildungs­
stelle nicht die volle Dauer von sechs Wochen, bestätigt 
die Ausbildungsstelle nur die Art und Dauer der Beschäf­
tigung und, ob das Ziel des Ausbildungsabschnittes 
erreicht wurde. Die gemäß Absatz 1 geforderte Beurtei­
lung entfällt. Die Ausbildungsbehörde gibt nach fünf­
zehn iVIonaten zusammen mit dem Antrag auf Zulassung 
zur Großen Staatsprüfung eine Zwischenbeurteilung ab. 
Diese soll über die Ergebnisse der bisherigen Ausbildung 
Aufschluss geben. Absatz 1 gilt entsprechend. 

(3) Die Beurteilungen sind der Referendarin oder dem 
Referendar in ihrem vollen Wortlaut zu eröffnen und mit 
ihr oder ihm zu besprechen. Die Eröffnungen sind 
aktenkundig zu machen und mit den Bwurteilungen zu 
den Ausbildungsakten zu nehmen. 

§ 12 
Abschließende Beurteilung 

der Ausbildung 

Die Ausbildungsleiterin oder der Ausbildungsleiter 
gibt vor Beendigung des Vorbereitungsdienstes eine 
abschließende Beurteilung der Referendarin oder des 
Referendars ab. 

§ 13 
Urlaub, Dienstunfähigkeit 

(1) Erholungsurlaub ist in den Ausbildungsplan nach 
§ 7 Abs. 4 im gegenseitigen Benehmen einzuarbeiten. Die 
Einstellungsbehörde kann Sonderurlaub nach den für 
Beamtinnen und Beamte geltenden Bestimmungen ge­
währen. Der Vorbereitungsdienst soll in der Regel da­
durch um nicht mehr als ein Jahr überschritten werden. 

(2) Sonderurlaubs- und Krankheitszeiten sollen auf den 
Vorbereitungsdienst regelmäßig nur insovveit angerech­
net werden, als sie zusammen während der Ausbildung 
sechs Wochen nicht überschreiten. 

(3) Während der Zeit für die Anfertigung der häusli­
chen Prüfungsarbeit darf Erholungsurlaub grundsätzlich 
nicht gewährt werden. Urlaub aus triftigen Gründen ist 
nur im Einvernehmen mit dem Oberprüfungsamt zuläs­
sig. Die Frist für die Abgabe der häuslichen Prüfungsar­
beit verlängert sich in den Fällen entsprechend. 

§ 14 
Entlassung 

aus dem Vorbereitungsdienst 

Die Einstellungsbehörde kann eine Referendarin oder 
einen Referendar unter Widerruf des Beamtenverhältnis­
ses aus dem Vorbereitungsdienst entlassen, wenn 

a) sie oder er die geistigen oder körperlichen Anforde­
rungen nicht erfüllt oder sonst ein wichtiger Grund 
vorliegt, 

b) zu erkennen ist. dass sie oder er das Z~tel der Ausbil­
dung nicht erreichen wird, 

c) sie oder er es schuldhaft versäumt, die Zulassung zur 
Großen Staatsprüfung(§ 17 Abs. 2) oder die Zulassung 
zur Wiederholungsprüfung (§ 26 Abs. 3) fristgemäß zu 
beantragen. 

III.Teil 
Große Staatsprüfung, Prüfungsordnung 

§ 15 
Zweck der Großen Staatsprüfung 

In der Großen Staatsprüfung hat die Referendarin oder 
der Referendar nachzuweisen. dass die auf einer wissen­
schaftlichen Hochschule erworbenen Kenntnisse in der 
Praxis angewendet werden können, dass man mit den 
Aufgaben der Verwaltungen, mit den einschlägigen 
Rechts-, Verwaltungs- und technischen Vorschriften ver­
traut ist und dass auch über wirtschaftliches Denken und 
führungsmethodische Kenntnisse verfügt wird. 

§ 16 
Abnahme der Prüfung 

(1) Die für die Abnahme der Großen Staatsprüfung 
zuständige Behörde ist das Oberprüfungsamt für die 
höheren technischen Verwaltungsbeamten, Frankfurt am 
Main. Rechtsgrundlage ist das „ Ubereinkommen über die 
Errichtung eines gemeinschaftlichen Oberprüfungsamtes 
deutscher Länder und Verwaltungen für die höheren 
technischen Verwaltungsbeamten vom 16. September 
1948 in der Neufassung vom 20. Februar 1964" (bekannt­
gegeben im Verkehrsblatt des Bundesministers für Ver­
kehr, 1964, S. 142ff.). 

Die Prüfungen finden am Sitz des Oberprüfungsamtes 
statt. Die Präsidentin oder der Präsident des Oberprü­
fungsamtes kann sie auch an anderen Orten abhalten 
lassen. 

Die Vorsitzerin oder der Vorsitzer des Kuratoriums 
bestellt die Mitglieder der Prüfungsausschüsse. Es sollen 
Beamtinnen oder Beamte des höheren Dienstes, die eine 
Große Staatsprüfung abgelegt haben, oder Hochschulleh­
rerinnen oder Hochschullehrer bestellt werden. Das Ku­
ratorium kann in Sonderfällen Ausnahmen zulassen. 

(2) Die Prüfung wird von einer Prüfungskommission 
abgenommen, die vom Oberprüfungsamt gebildet wird. 
Die Prüfungskommission setzt sich zusammen aus dem 
oder der Vorsitzenden und mindestens drei Prüferinnen 
oder Prüfern, wobei die Besetzung dei: Prüfungskommis­
sion je nach Prüfungsfächern personell wechseln kann. 
Die Prüferinnen oder Prüfer werden von der Präsidentin 
oder vom Präsidenten des Oberprüfungsamtes von Fall zu 
Fall aus dem Kreis der von der Vorsitzerin oder dem 
Vorsitzer des Kuratoriums bestellten 1-✓Iitgliedem der 
Prüfungsausschüsse berufen. \Verden Referendarinnen 
oder Referendare des Landes Nordrhein-Westfalen ge­
prüft, soll den Prüfungskommissionen nach lVIöglichkei t 
eine Prüferin oder ein Prüfer der Verwaltung angehören, 
in der die Referendarinnen oder Referendare überwie­
gend ausgebildet worden sind. 

Die Prüferinnen und Prüfer sind bei ihrer Tätigkeit 
unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Alle mit 
der Behandlung von Prüfungsangelegenheiten befassten 
Personen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
oder seine Vertreterin oder sein Vertreter leitet die 
Prüfung. Die Prüfungskommission ist bei ihren Entschei­
dungen beschlussfähig, wenn die oder der Vorsitzende 
der Prüfungskommission und zwei weitere Prüferinnen 
oder Prüfer anwesend sind. Soweit über die Leistungen in 
der mündlichen Prüfung entschieden wird, müssen die 
beschließenden Prüferinnen oder Prüfer an der Prüfung 
teilgenommen haben. Die Prüfungskommission entschei­
det mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt 
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die Stimme der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden den 
Ausschlag. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 

(4) Die Präsidentin oder der P:::-äsident des Oberprü­
fungsamtes sorgt für den ordnungsgemäßen Prüfungsab­
iauf. Sie oder er wacht darüber. dass in allen Fachrich­
tungen gleich hohe Prüfungsanforderungen gestellt und 
gleiche Beurteilungsmaßstäbe angelegt werden. Zur 
vVahrnehr.rnng dieser Aufgaben kann sie oder er sich an 
den Prüfungen beteiligen und gilt in diesem Falle von 
Amts wegen als weiteres Mitglied der Prüfungskommis­
sion. Beteiligt sie oder er sich ::.1icht selbst an der Prüfung, 
gilt das gleiche fü:::- die Stellvertretung. 

§ 17 
Zulassung zur Prüfung 

(1) Zur Prüfung köm1en nur Referendarinnen oder 
Referendare zugelassen werden, die die A1...sbildungszeit 
für den höneren technischen Verwal tungsdier:st ord­
nungsgemäß abgeleistet haben. 

(2) Die Referendarin oder der Referendar hat ihren oder 
seinen Antrag auf Zulassung zur Großen Staatsprüfung 

Anlage 3 (Anlage 3) innerhalb von zwei Wochen nach Aufforde­
rung durch die Ausbildungsleiterin oder den Ausbil­
dungsleiter zu stellen. Sie oder er hat der Referendarin 
oder dem Referendar den Termin für den Antrag unte:t 
Hinweis auf die Folgen eines Versäunnüsses (§ 14) 
schriftlich mitzuteilen. 

(3) Die Ausbildungsleiterin oder der Ausbildungsleiter 
leitet den Antrag mit den darin aufgeführten Lnterlagen 
so rechtzeitig dem Oberprüfungsamt über die Einstel­
lungsbehörde zu, dass er zwei !.VIonate vor Aushändigung 
der Aufgabe für die häusliche Prüfungsarbeit dem Ober­
prüfungsamt vorliegt. 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberprü­
fungsamtes entscheidet aufgrund der mit dem Zulas­
sungsantrag vorgelegten l;nterlagen über die Zulassung 
zur Prüfung. Das Oberprüfungsamt leitet den Zulas­
sungsbescheid zusammen mit der Aufgabe für die häusli­
che Prüfungsarbeit der Ausbildungsleiterin oder dem 
Ausbildur:gsleiter zur fristgerechten Aushändigung an 
die Referendarin oder den Referendar zu. Die dem 
Zulassungsantrag beigefügten Unterlagen werden gleich­
zeitig zurückgegeben. Sie sind zu vervollständigen t-;.nd 
dem Oberprüfungsamt mit der abschließenden Beurtei­
lung (§ 12) sogleich nach Beendigung der gesamten 
Ausbildung wieder zuzuleiten. 

§ 18 
Art der Prüfung 

Die Prüfung besteht aus 

der häuslichen Prüfungsarbeit, 
den schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht und 
der mündlichen Prüfung. 

§ 19 
Häusliche Prüfungsarbeit 

(1) Die Referendarin oder der Referendar soll durch die 
häusliche Prüfungsarbeit zeigen, ob eine Aufgabe aus der 
Praxis richtig erfasst, methodisch bearbeitet und das 
Ergebnis klar dargestellt werden kann. Die Aufgabe für 
die häusliche Prüfungsarbeit soll der Verwaltungspraxis 
entsprechen und wird in der Regel den Geb::eten der 
Abfall- und Wassenvirtschaft und/oder des Immissions­
schutzes entnommen. 

(2) Die häusliche Prüfungsarbeit ist innerhalb von 
sechs \Vochen anzufertigen und dem Oberprüfungsamt 
im Original unmittelbar einzureichen. Die Frist wird 
auch durch die Au:gabe bei einem Postamt gewahrt. Bei 
Vorliegen triftiger Gründe kann die Präsidentin oder der 
Präsident des Oberprüfungsamtes die Frist um höchstens 
sechs Wochen verlängern. Die Referendarin oder der 
Referendar b.at in diesem Fall unverzüglich einen Antrag 
durch die Ausbildungsbehörde, die dazu Stellung nimmt, 
an das Oberprüfungsamt zu richten. Bei längerer Verhin­
derung ist eine neue Aufgabe ersatzweise zu bearbeiten. 

(3) Die Bea:·beitungsflist beginnt stets mit dem auf die 
Aushändigung der Aufgabe folgender:. Tag. Sie wird. 
jeweils um zwei Tage ver:ängert, wenn die Oster-, 
Pfingst- oder Weihnachtsfeiertage in den Bearbeitmgs­
zeitraum fallen. Fällt der Abgabetermin auf einen Sams­
:ag ade:::- Sonntag bzw. Feiertag, so genügt die Aufüefe­
rur:g bei der Post oder die persönliche Abgabe beim 
Oberprüfungsamt am darat„ffolgenden Werktag. Für die 
Beschafkng von "Cnterlagen und für die Durchführung 
örtlicher Besichtigungen wird keine Verlängerung der 
Bearbeitungsfest gewährt. · 

(4) Die Aufgabe ist in allen ihren Teile:!1 ohne fremde 
Hilfe zu bearbeiten und alle benutzten Quellen und 
Hilfsmittel sind anzugeben. Dies ist in einer dem Textteil 
der .Arbeit vorzuheftenden Erklärung zu versicher:::i. Alle 
Ausarbeitungen müssen unterschrieben sein. 

(5) Die häusliche Prüfungsarbeit kann vom Prüfling 
zurückverlangt werden, wenn :q.ach Abschluss der münd­
lichen Prüfung mindestens fünf Jahre vergangen sind. 
Der Antrag ist innerhalb eines Jahres vor Ablauf dieser 
Frist möglich. Wird kein fristgerechter Antrag gestellt, 
kann die Prüfungsarbeit vernichtet werden. 

§ 20 
Schriftliche Arbeiten 

unter Aufsicht 

(1) Durch die schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht soll 
die Referendarin oder der Referendar zeigen, ob Aufga­
ben aus dem Bereich der Verwaltung rasch und sicher 
erfasst, in kurzer Frist mit den zugelassenen Hilfsmitteln 
gelöst und das Ergebnis knapp ,md übersichtlich darge­
stellt werden können. 

(2) Ist die häusliche Prüfungsarbeit angenommen wor­
den, so wird die Referendarin oder der Referendar vorn 
Oberprüfungsamt zu den schriftlichen Arbeiten unter 
Aufsicht unter Angabe von Zeit und Ort der Prüfung 
spätestens zwei ·wochen vorher geladen. 

(3) Insgesamt ist aus vier Prüfungsfächern (Anlage 4) je Anlage 4 
eine schriftliche Arbeit unter Aufsicht in jeweils sechs 
St-..mden an vier aufeinanderfolgenden vVerktagen zu 
::ertigen. Den rechts- und verwaltungsbezogenen Berei-
chen der Ausbildung sowie den Bereichen Leitungsaufga-
ben und Wirtschaftlichkeit ist mit mindestens einer 
Arbeit Rechnung zu tragen. 

(4) Die zugelassenen Hilfsmittel werden in der Regel 
zur Verfügung gestellt. Wenn die Referendarin oder der 
Referendar selbst Hilfsmittel mitbringen soll, werden 
diese in der Ladung zur Prüfung ausdrücklich benannt. 
Andere mitgeführte Hilfsmittel sind vor Aushändigung 
der Aufgabe bei der Aufsicht zu hinterlegen. 

(5) Das Oberprüfungsamt leitet die Aufgaben in ver­
schlossenem Umschlag der Ausbildungsbehörde zu. Diese 
gibt sie einzeln ungeöffnet am Fertigungstag an die 
Aufsicht weiter, die sie zu Beginn der Prüfung der 
Referendarin oder dem Referendar aushändigt. Mit der 
Aufsicht sind Beschäftigte des "'.:löheren Dienstes zu 
bea :iftragen. 

(6) Spätestens mit Ablauf der Bearbeitungsfrist hat die 
Referendarin oder der Referendar die .Arbeit unterschrie­
:Jen und mit allen Zwischenrechnungen u:!'.ld Konzepten 
der Aufsicl:t abzugeben. 

(7) Über den Verlauf der vier schriftlichen Arbeiten 
unter Aufsicht fertigt d::.e Aufsicht noch a:n selben Tage 
jeweils eine Niederschrift an, die zu sammeln und am 
letzten Fertigungstag dem Oberprüfongsamt zu übersen­
den sind. Die gefertigten Arbeiten sind noch am jeweili­
gen Fertigungstag zusammen mit den Aufgabentexten 
mit Einlieferungsnachweis den vorn Oberprüfungsamt 
benannten Erstbeurteilern zur Bewertung zuzuleiten. 

§ 21 
Mündliche Prüfur:g 

(1) In der :nündlichen Prüfung soll die Referendarin 
oder der Referendar neben dem Wissen und Können in 
der Fachrichtung vor allem Verständnis für technische, 
wirtschaftliche und rechtliche Zusammenhänge erken-
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nen lassen. Dabei sollen auch Urteilsvermögen, Sicher­
heit im Auftreten und Ausdrucksfähigkeit- bewiesen 
werden. 

(2) Zur mündlichen Prüfung, die sich auf zwei Tage 
erstreckt, wird vom Oberprüfungsamt schriftlich gela­
den. Bis zu drei Kandidatinnen oder Kandidaten können 
in einer Gruppe gemeinsam geprüft werden. 

(3) Sind die schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht (§ 20) 
als nicht bestanden bewertet (§ 24), wird zur mündlichen 
Prüfung nicht zugelassen. Die Große Staatsprüfung ist 
dann nicht bestanden. 

Die Entscheidung trifft das Oberprüfungsamt auf­
grund der Bewertungen durch die Prüferinnen oder 
Prüfer. Die Nichtzulassung ist der Referendarin oder dem 
Referendar vor der mündlichen Prüfung bekanntztige­
ben. Das Oberprüfungsamt erlässt hierüber einen Be­
scheid mit Rechtsbehelfsbelehrung. 

(4) Der Prüfstoff ih den einzelnen Prüfungsfächern ist 
Anlage 5 dem Prüfstoffverzeichnis (Anlage 5) zu entnehmen. Die in 

t\..nlage 4 genannte Prüfungsdauer von 6½ Stunden gilt 
für die gleichzeitige Prüfung von drei Kandidatinnen 
oder Kandidaten. Sie ist eine Regelzeit und kann bei 
weniger Kandidatinnen oder Kandidaten angemessen 
gekürzt werden. Die Prüfungskommission kann die Prü­
fungszeit je Fach um längstens 1

/ 4 Stunde verlängern, 
wenn dies zur Beurteilung der Leistungen notwendig ist. 

(5) Als Abschluss der Prüfung ist ein Vortrag von 
mindestens fünf und längstens zehn Minuten zu halten. 
Das Thema wird aus dem Fachgebiet der Referendarin 
oder des Referendars oder einem sie oder ihn sonst 
interessierenden Gebiet entnommen und ist etwa zwanzig 
Minuten vorher bekanntzugeben. Der Vortrag entfällt für 
Kandidatinnen oder Kandidaten, die die Große Staats­
prüfung erkennbar nicht bestehen. 

(6) Die Mitglieder der Prüfungskommission sollen 
während der ganzen mündlichen Prüfung anwesend sein. 
Wird für einen Termin der mündlichen Prüfung wegen 
der Anzahl der Kandidatinnen und Kandidaten (Abs. 2) 
die Bildung mehrerer Prüfungskommissionen erforder­
lich, ist für jede Prüfungskommission eine Vorsitzende 
oder ein Vorsitzender zu bestimmen. Daneben gehört der 
Prüfungskommission die jeweilige Prüferin oder der 
jeweilige Prüfer sowie eine weitere Prüferin oder ein 
weiterer Prüfer an. 

(7) Die Prüfung und die Beratung sind nicht öffentlich. 
Bei der mündlichen Prüfung, nicht dagegen bei der 
Festsetzung der Prüfungsnoten, können Beauftragte der 
obersten Dienstbehörden und Ausbildungsleitungen zu­
gegen sein. 

§ 22 
Unterbrechung der Prüfung, 

Rücktritt 

(1) Kann die Referendarin oder der Referendar nicht 
zur schriftlichen oder mündlichen Prüfung erscheinen 
oder muss sie oder er diese abbrechen, so ist unverzüglich 

· das Oberprüfungsamt unter Angabe der Gründe zu 
verständigen und der Nach weis der Verhinderungs­
gründe zu erbringen. Erkennt die Präsidentin oder der 
Präsident des Oberprüfungsamts die Gründe als triftig 
an, gelten bei einer Unterbrechung die bis dahin abge­
schlossenen Teile als abgelegt. Die Prüfung ist zum 
nächstmöglichen Termin neu anzuberaumen bzw. fortzu­
setzen. 

(2) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann mit 
Zustimmung des Oberprüfungsamtes von der Prüfung 
zurückgetreten werden; die Referendarin oder der Refe­
rendar hat unmittelbar nach Wegfall des wichtigen 
Grundes erneut einen Antrag auf Zulassung zur Großen 
Staatsprüfung zu stellen. 

§ 23 
Bewertung der Prüfung~leistungen 

im einzelnen 

(1) Die häusliche Prüfungsarbeit und die schriftlichen 
Arbeiten unter Aufsicht werden von einer Erst- und 

Zweitprüferin oder einem Erst- und Zweitprüfer, die 
Leistungen in den Fächern der mündlichen Prüfung von 
den jeweiligen Prüferinnen oder Prüfern bev;ertet. 

(2) Die häusliche Prüfungsarbeit und die schriftlichen 
Arbeiten unter Aufsicht sind mit schriftlicher Begrün­
dung zu bewerten. Eine Arbeit, die ohne ausreichende 
Entschuldigung nicht abgegeben wird, wird mit „ unge­
nügend" und der Punktzahl 6 bewertet. 

(3) Für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistun­
gen gelten folgende Noten: 

Sehr gut 1 = eine Leistung, die den Anforderungen in 

Gut 

besonderem Maße entspr::cht; 

2 = eine Leistung, die den Anforderungen 
voll entspricht; 

Befriedigend 3 = eine Leistung, die im allgemeinen den 
Anforderungen entspricht; 

Ausreichend 4 = eine Leistung, die zwar Mängel auf­
weist. aber im Ganzen den Anforderun­
gen entspricht; 

Mangelhaft 5 = eine Leistung, die den .Anforderungen 
nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, 
dass die notwendigen Grundkenntnisse 
vorhanden sind und die Mängel in ab­
sehbarer Zeit behoben werden könnten; 

Ungenügend 6 = eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht und bei der selbst die 
Grundkenntnisse so lückenhaft sind. 
dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht 
behoben werden könnten. 

Den einzelnen Noten sind folgende Punktzahlen zuge­
ordnet: 

Sehr gut 1.0 
1.3 

Gut 1.7 
2.0 
2.3 

Befriedigend = 2.7 
3.0 
3.3 

Ausreichend = 3. 7 
4.0 

Mangelhaft = 5.0 
Ungenügend = 6.0 

Andere Punktzahlen oder Zwischennoten dürfen nicht 
verwendet werden. · 

§ 24 
Abschließende Bewertung, 

Gesamturteil 

(1) Wenn die häusliche Prüfungsarbeit von einer oder 
einem der beiden Prüferinnen oder Prüfer nicht mindes­
tens mit „ausreichend" bewertet wird, entscheidet die 
zuständige Abteilungsleitung oder die Ausschussleitung 
des Oberprüfungsamtes, ob die Arbeit angenommen 
werden kann. 

(2) Die Note der angenommenen häusEchen Prüfungs­
arbeit und die einzelnen Noten der schriftlichen Arbeiten 
unter Aufsicht sowie der Leistungen in der mündlichen 
Prüfung werden unabhängig voneinander vom Prüfungs­
ausschuss oder von der Prüfungskommission als Einzel­
noten festgesetzt. Der Prüfungsausschuss oder die Prü­
fungskommission entscheidet mit Stimmenmehrheit(§ 16 
Abs. 3). 

(3) Für die Bildung des für das 
Gesamturteil maßgebenden Mit­
telwertes wird die Punktzahl der 
~äuslichen Prüfungsarbeit mit zwei(= 20 v.H.) 

die Durchschnittspunktzahl aller 
schriftlichen Arbeiten unter Auf-
sicht mit drei(= 30 v.H.) 

die Durchschnittspunktzahl aller 
Fächer der mündlichen Prüfung mit fünf(= 50 v.H.) 
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multipliziert und die hieraus gebildete Summe durch 
zehn dividiert. Eine dritte Stelle hinter dem Komma wird 
bei allen Rechenvorgängen nicht berücksichtigt. 

(4) Für das Gesamturteil gelten die folgenden Noten: 

sehr gut 
gut 
befriedigend 
ausreichend 
nicht bestanden. 

5 a) Die Große Staatsprüfung ist nicht bestanden, wenn 

1. die häusliche Prüfungsarbeit nicht angenommen ist 
oder 

2. der nach Abs. 3 errechnete Mittelwert 4.01 oder 
schlechter lautet oder 

3. die Note in einem Fach der schriftlichen Arbeiten 
unter Aufsicht „ungenügend" ist oder die Noten in 
zwei Fächern „mangelhaft" sind oder 

4. die Note in einem Fach der schriftlichen Arbeiten 
unter Aufsicht „mangelhaft" ist und dabei die Durch­
schnittspunktzahl aller schriftlichen Arbeiten unter 
Aufsicht 4.01 oder schlechter lautet oder 

5. die Note in einem Fach der mündlichen Prüfung 
„ungenügend" ist oder die Noten in drei Fächern der 
mündlichen Prüfung „mangelhaft" sind oder 

6. in einem Fach oder in zwei Fächern der mündlichen 
Prüfung die Note „mangelhaft" ist und nicht durch 
andere Noten in Fächern der mündlichen Prüfung 
ausgeglichen wird. Ein Ausgleich ist je Fach durch 
zwei Noten „befriedigend" oder eine Note „gut" oder 
besser gegeben. 

5 b) Die Große Staatsprüfung gilt als nicht bestanden, 
wenn 

1. die Referendarin oder der Referendar die häusliche 
Prüfungsarbeit nicht rechtzeitig einreicht oder ohne 
vom Oberprüfungsamt anerkannten Grund zu den 
schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht oder zur mündli­
chen Prüfung nicht erscheint oder einen dieser Prü­
fungsteile abbricht (§ 22 Abs. 1) oder 

2. nach § 28 Abs. 1 oder 2 von der weiteren Teilnahme an 
der Prüfung ausgeschlossen ist. 

(6) Die Große Staatsprüfung ist bestanden mit: 

,,sehr gut" 
,,gut" 
,, befriedigend" 
,,ausreichend" 

bei einem Mittelwert von 1.00-1.49, 
bei einem Mittelwert von 1.50-2.44, 
bei einem Mittelwert von 2.45-3.34, 
bei einem Mittelwert von 3.35-4.00. 

In Grenzfällen können die Beurteilungen während der 
Ausbildung und der persönliche Gesamteindruck - hierzu 
gehört auch der Vortrag (§ 21 Abs. 5) - berücksichtigt 
werden. Ein Grenzfall liegt dann vor, wenn bei Anheben 
des ::v.nttelwertes um 0.1 eine bessere Note des Gesamtur­
teils erreicht wird. Das Anheben darf auf das Bestehen 
der Prüfung keinen Einfluss haben. 

(7) Über den Prüfungshergang ist eine Niederschrift 
anzufertigen, in der die Besetzung des Prüfungsausschus­
ses oder der Prüfungskommission, der Name der Referen­
darin oder des Referendars, die Einzelnoten der schriftli­
chen und mündlichen Prüfung, die Gesamtnote und die 
Beurteilung des Vortrags festgehalten werden. Die Nie­
derschrift ist von der oder dem Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses oder der Prüfungskommission und den 
an der mündlichen Prüfung beteiligten Prüferinnen und 
Prüfern zu unterzeichnen. Sie ist wie die schriftlichen 
Beurteilungen der häuslichen Prüfungsarbeit und der 
schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht Bestandteil der 
Prüfungsakten. 

(8) Im Anschluss an die Prüfung wird der Referendarin 
oder dem Referendar das Ergebnis der Großen Staatsprü­
fung bekanntgegeben. Ist die Prüfung bestanden, wird 
hierüber eine Bescheinigung vom Oberprüfungsamt er­
teilt, die auch Angaben über die Berufsbezeichnung 
enthält. 

Bei Nicb.tbestehen der Großen Staatsprüfung wird 
hierüber vom Oberprüfungsamt ein Bescheid mit Rechts­
behelfsbelehrung erteilt. 

§ 25 
Prüfur:gszeugnis 

Mit Bestehen der Großen Staatspriüung erwirbt die 
Referendarin oder der Referendar die Befähigung für die 
Laufbahn des höhe.ren technischen Verwaltungsdienstes, 
Fachrichtung Umwelttechnik. Sie oder er ist berechtigt, 
die Berufsbezeichnung Umweltassesorin oder Umweltas­
sessor zu führen. Hierüber erteilt das Oberprüfungsam: 
ein Prüfungszeugnis, das die Ebzelnoten und das Ge­
samturteil enthält. Das Prüfungszeugnis wird von der 
Präsidentin oder dem Präsidenten des Oberprüfungsam­
tes unterzeichnet und mit dem Siegel versehen; es wird 
mit einem Bescheid des Oberprüfungsamtes mit Rechts­
behelfsbelehrung übersandt. 

§ 26 
Wiederholung der Prüfung 

(1) Wurde die Große Staatsprüfung nicht bestanden, so 
darf sie einmal wiederholt werden. 

(2) Die Wiederholungsprüfung erstreckt sich 

a) auf die Anfertigung einer neuen häuslichen Prüfungs­
arbeit, wenn die häusliche Prüfungsarbeit nicht recht­
zeitig eingereicht oder vom Prüfungsausschuss nicht 
angenommen worden ist, 

b) zumindest auf die mit „ungenügend" und „mangel­
haft" benoteten Fächer der schriftlichen Arbeiten 
unter Aufsicht, 

c) auf die mit „ungenügend" oder „mangelhaft" bewer­
teten Fächer der mündlichen Prüfung. 

Darüber hinaus kann der Prüfungsausschuss bei über­
wiegend ungenügenden oder mangelhaften Leistungen 
die Wiederholung der gesamten mündlichen und/oder 
schriftlichen Prüfung beschließen. 

Wurde die häusliche Prüfungsarbeit nicht rechtzeitig 
eingereicht oder ist sie nicht mindestens mit „ausrei­
chend" bewertet und damit nicht angenommen worden 
(§ 24 Abs. 5 a Nr. 1), hat die Referendarin oder der 
Referendar innerhalb von vier vVochen nach Erhalt eines 
entsprechenden Bescheides des Oberprüfungsamtes eine 
neue Aufgabe für die häusliche Prüfungsarbeit zu bean­
tragen. 

(3) Der Prüfungsausschuss oder die Prüfungskommis­
sion befindet auch darüber. in welchen Abschnitten die 
Ausbildung einer Ergänzung bedarf, und schlägt der 
Ausbildungsbehörde über die Einstellungsbehörde die 
Dauer der zusätzlichen Ausbildung vor. Sie soll mindes­
tens drei, höchstens zwölf Monate betragen. Die Referen­
darin oder der Referendar hat zwei Monate vor Beendi­
gung der zusätzlichen Ausbildung die Zulassung zur 
Wiederholungsprüfung zu beantragen. 

(4) Wurde auch die Wiederholungsprüfung nicht be­
standen, so kann das Kuratorium des Oberprüfungsamtes 
eine zweite Wiederholung zulassen, wenn dieses von der 
Ausbildungsbehörde über die Einstellungsbehörde unter 
Darlegung der besonderen Umstände und mit einer 
Begründung, dass zu erwarten sei, die Prüfung werde 
bestanden. befürwortet wird. Das Gesuch ist der Präsi­
dentin oder dem Präsidenten des Oberprüfungsamtes 
zuzuleiten. Die Beendigung des Beamtenverhältnisses 
nach § 5 Abs. 2 wird hierdurch nicht berührt. 

§ 27 
Sondervorschriften 

für Schwerbehinderte 

Schwerbehinderten sind bei Leistungsnachweisen und 
für die Teilnahme an Prüfungen die ihrer Behinderung 
angemessenen Erleichterungen zu gewähren. Art und 
Umfang der zu gewär..renden Erleichterungen sind recht­
zeitig mit den Schwerbehinderten zu erörtern. Die Er­
leichterungen dürfen nicht dazu führen, dass die allge­
meinen Prüfungsanforderungen herabgesetzt werden. 
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§ 28 
Verstöße 

gegen die Prüfungsordnung 

(1) Wer zu täuschen versucht oder insbesondere die 
Versicherung der selbständigen Bearbeitung der häusli­
chen Prüfungsarbeit unrichtig abgibt (§ 19 Abs. 4) oder 
bei den schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht andere als 
die zugelassenen Hilfsmittel mit sich führt (§ 20 Abs. 4) 
oder sich sonst eines Verstoßes gegen die Prüfungsord­
nung schuldig macht, der oder dem soll die Fortsetzung 
der Prüfung nur unter Vorbehalt gestattet werden; der 
Vorbehalt ist aktenkundig zu machen. Bei einer erhebli­
chen Störung soll sie oder er von der weiteren Teilnahme 
an dem betreffenden Teil der Prüfung ausgeschlossen 
werden. 

(2) Über die Folgen eines Vorfalls nach Absatz 1 oder 
einer Täuschung, die nach Abgabe einer schriftlichen 
Prüfungsarbeit festgestellt wird, entscheidet die Präsi­
dentin oder der Präsident des Oberprüfungsamtes im 
Einvernehmen mit der Vorsitzenden oder dem Vorsitzen­
den des Prüfungsausschusses, bei einer Täuschung oder 
e:nem Ordnungsverstoß während der mündlichen Prü­
fung die jeweilige Prüfungskommission. Sie können je 
nach Schwere der Verfehlung die Wiederholung einzelner 
oder mehrerer Prüfungsleistungen mit neuer Aufgaben­
stellung anordnen oder die Referendarin oder den Refe­
rendar von der weiteren Prüfung ausschließen, die Prü­
fungsleistung mit „ungenügend" bewerten oder die Prü­
fung für nicht bestanden erklären (Note „ungenügend"). 
Hierüber wird ein schriftlicher Bescheid mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung erteilt. 

(3) Wird eine Täuschung erst nach Aushändigung des 
Prüfungszeugnisses bekannt, ist das Oberprüfungsamt 
unverzüglich zu unteffichten. Die Präsidentin oder der 
Präsident des Oberprüfungsamtes kann im Benehmen mit 
dem Kuratorium die Prüfung nachträglich für nicht 
cestanden erklären. Diese Maßnahme ist innerhalb einer 
Frist von fünf Jahren nach dem letzten Tag der mündli­
chen Prüfung zulässig. 

(4) Die oder der Betroffene ist vor der Entscheidung zu 
hören. 

§ 29 
Prüfungsakte 

Einer Antragstellerin oder einem Antragsteller kann 
Einsicht in ihre oder seine Prüfungsakte gewährt werden, 
sofern die Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidi­
gung ihrer oder seiner rechtlichen Interessen erforderlich 
ist. Die persönliche Einsichtnahme wird auf schriftlichen 
Antrag an das Oberprüfungsamtes innerhalb der Rechts­
mittelfrist in der Geschäftsstelle des Oberprüfungsamtes 
gewährt. Die Einsicht in die Prüfungsakte kann frühes­
tens nach Zustellung des Prüfungszeugnisses gewährt 
werden. 

IV.Teil 

§ 30 
Aufstieg 

Beamtinnen und Beamte der Laufbahn des gehobenen 
technischen Dienstes in der Staatlichen Umweltvenval­
tung des Landes Nordrhein-vVestfalen erwerben die 
Befähigung für die Laufbahn des höheren technischen 
Verwaltungsdienstes in der Staatlichen "Cmweltverwal­
tung des Landes Nordrhein-Westfalen nach Maßgabe des 
§ 40 der Verordnung über die Laufbahnen der Beamten 
im Lande Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 23. November 1995 (GV. NRW. 1996 
S. 1), zuletzt geändert durch Verordnung vom 11. April 
2000 (GV. NRW. S. 380). 

V. Teil 
Schlussbestimmungen 

§ 31 
Übergangsregelung 

Die Ausbildung und Prüfung der vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung eingestellen Referendarinnen und 
Referendare richtet sich nach den bisherigen in.§ 32 
genannten Vorschriften sowie der Verordnung über die 
Anwendung der Verordnung über die Ausbildung und 
Prüfung für die Laufbahn des höheren Dienstes in der 
Gewerbeaufsichtsverwaltung des Landes Nordrhein­
Westfalen für die Staatliche Umweltverwaltung (Bereich 
Immissionsschutz) vom 16. Januar 1996 (GV. NRW. S. 78). 

§ 32 
Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün­
dung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die Verordnung über die Ausbil­
dung und Prüfung für die Laufbahn des höheren Dienstes 
in der Gewerbeaufsichtsverwaltung des Landes Nord­
rhein-Westfalen vom 28. Februar 1986 (GV. NRW. S. 257) 
und die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für 
die Laufbahn des höheren technischen Verwaltungs­
dienstes in der Fachrichtung Bauingenieurwesen (Fach­
gebiet Wasserwesen, Fachbereich Wasser- und Abfall­
wirtschaft) im Land Nordrhein-Westfalen vom 15. Au­
gust 1990 (GV. 1'1~W. S. 409) ausser F-1·aft. 

Düsseldorf, den 20. Juni 2001 

Die Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bärbel Höhn 



Gesetz- und Verordnm:gsblatt für das Land Nm·drhein-Westfalen - Nr. 23 von: 25. Ju:i 2001 469 

AUSBILDUNGSPLAN 
Fachrichtung: 
Fachgebiet: 

Ausbildungs-

Ab- Dauer 
schnitt (Wochen) 

11 · 4 

12- 9 davon 

2 

7 

Anlage 1 
(§ 9 Abs. 3) 

UMWELTSCHUTZ 
UMWEL TTECHNIK 

Ausbifdungsstellen Ausbildungsinhalte 

Staatliches Umweltamt, Einführung in die Verwaltung, ·organisation und 
Ausbildungsbehörde Aufbau sowie Einführung in den technischen und 

nicht technischen Bereich 
Allgemeine Rechts- und Ve,waltungsgrundlagen 

Seminar Allgemeine fachübergreifende Zielsetz~ngen und 
Strategien zum Schutz der natürlichen _Lebens-
grundlagen 

- Ziele und Notwendigkeit des Umweltschutzes; 
- Umweltschutz als planerische und ordnungs-

rechtliche Aufgabe; 
- Vqrsorge-, Verursacher-, Kooperationsprinzip; 
_, Minimierungsgebot persistenter .Stoff~ 
· _ (Dynamisierungsklausel); 
- -Grundlagen und·technische Regeln; 
-· Voruntersuchungent Planung; Erheben, 

Beschreiben und Bewerten von Daten; 
- Genehmigung, Durchführung und Überwa-

chung von Maßnahmen; Erfolgskontrolle; 
- Instandsetzung, Sanierung; 

. - Grundzüge der Verwaltonaspraxis 
Seminar Fachübergreifende Rechts- und Verwaltungsvor-
(ggf. Akademie, Univer- schritten 
sität, Fernstudium) 

Grundlagen des Verwaltungsrechts; 
· Verfassungsrecht; Rechtsstellung der 
Beamtinnen/Beamten/ Angestellten/Arbeiterinnen 
/Arbeiter (einschließliqh Tarifrecht); 
Geheimhaltungs- und Auskunftspflicht; 
Ordnungsrecht; Strafrecht/Ordnungs-
widrigkeitenrecht; Bau- und Planungsrecht; 
Zivilrecht; Haushalts-,_-Rechnungs- und 
Kassenwesen. Finanzierungsprogramme; 
Disziplinarrecht; Personalvertretungsrecht, Haf-

-tuogsrecht; 
Ausschüsse, Verelniguogen und Arbeitsgemein-
schatten in der Wasser -und Abfallwirtschaft,• im 
Immissions- -und Arbeitsschutz sowie im Natur-
schutz; -Verwaltungsvollstreckungs-; verwal:-
tungsgenchtliche Verfahren (Klagearten; Urteile) 
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Ausbildungs--- Ausbildungsstellen Ausbildungsinhalte 

Ab- o·auer 
schnitt (Wochen) 

noch 12 G_rundzüge der fachbezoge_n:en Rec:hts- und 
· Verwaltungsvorschriften -

Nationales- und internationales· Recht in den 
:sereichen Abfall. -Altlasten„ Boden, Gefahrstoffe, 

_ ·Gentechnolpgie; Lärm/trschütt~nmgen, Luft, 
Umweltverträglichkeit, -Wasser, Landsc:hafts.-

- ptl~ge, Naturschutz, Raum~·n:Jnung, -Bauwesen, . 
"Arbeits- und Gesundheitsschutz 

II 10 Seminar (ggf. in Leitungsaufgaben ·1,md Wirtschaftlic:hkEtit 
Kombination mit Femstu-
dium) _ Management, Mitarbeitenrührung, Planung, 

Entscheidung;-
RhetQrik, G·esprächsführung; 
. Psychologie; 

1111 9 $eminar :Rechts- und Verwaltungsvorschriften - fachbe-
(ggf. Akademie, . zogene_ Vertiefung; 
Universifät, ·Fernstudium) _Umweltrecht - national,· international - in den 

Bereichen 

Äbf~II 
_Boden 
Gefahrstoffe 
Gentechnologie 
Lätm/Erschütterungen 
Luft 
Umweltverträglichkeit 
Wasser 

1112 2 Seminar · ZieJsetzungen und Strategien bei Abf::il_l und 
Lärmsctiutz soWie zum Schutz von Wasser, _ 
Boden und·-Luft 

- WasserJ')aushalt (Güte unq Menge) Wasser-
kreisla~f;_ Bilanzbetrachtungen; Bewirt~chaf- ·. 
tung der Gewässer nach Menge und Güte; 
Gütekriterien und ~klassifikatfön 

- Wasserversorgung . 
Trinkwasserverso_rgung ;.beschaffeoheit; 
Schutz von Trinkwassereinzugsgebieten; · 
Wa5-5erv~rsorgung.aus Grund- und Oberflä-
chenwasser, AufbereitungsverfaM~n~ Was-
serverteiiung, wassersparende Ma:ßnahmen; 
Übe_rwachung_ des· Rohwassers; 



Gese:z- und Verord:nungsolatt für das Land Nordr:!:iein-Westfalen - Xr. 23 vom 26. Juli 2001 471 

Ausbildungs- Ausbildungsstellen Ausbildungsinhalte 

A~ Dauer 
schnitt (Wochen) 

noch 1112 -- Abwasserbeseitigung 
Regelung der Abwasserbeseitigung; Anfor-
derung an die Abwasserbeseitigung; 
Anlagen zur Abwasserbeseitigung; 
Überwachung von Anlagen zur 
Abwassereinleitung-; Abwasserabgabe; 

- Oberflächengewässer. Stauanlagen und 
Hochwasserschutz 
Gewässerökologie, naturnahe Gestaltung und 
Unterhaltung von Fließgewässern; stehende 
Gewässer; Hochwasserschutz, Niedrigwasser; 
Talsperren, R0ckhaltebecken und Hochwas-
serschutzanlagen 

- Umweltgefährdende Stoffe 
Gefahrenpotential umweltgefährdender 
Stoffe, sicherheitstechnische Vermeidungs-
konzeptionen technischer und organisator-
sicher Art; Löschwasserproblematik; Sanie-
rung kontaminierter Standorte 

- Abfallwirtschaft und Altlasten 
Abfallentsorgungspläne und -wirtschaftskon-
zepte; Abfallvermeidung, -verwertung und -
behandlung; Altlasten, Altablagerungen; 

- Luftreinhalteplanung 
Luftreinhaltepläne; Erhebungsgebiete und -
systeme; Messprogramme und -systeme; 
Umsetzung, Erfolgskontrolle; 

. Lärmminderungsplanung 
Lärmminderungspläne; Messungen; Beurtei-
lung von Lärmgutachten 

IV 1 33 Staatliches Umweltamt Praktische Ausbildung 

Fachspezifische Ausbildung und selbständige 
Mitarbeit unter Anwendung der einschlägigen 
Vorschriften_, Erlasse und Richtlinien; 

Vertiefte Anwendung des technischen und 
naturwissenschaftlichen Wissens in den ein-
zeinen Fachbereichen; 
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Ausbildungs- Ausbildungsstellen Ausbildungsinhalte 

Ab- Dauer 
schnitt (Wochen) 

noch IV 1 Prüfung von Zulassungsanträgen; Verfassen von 
Entwürlen für Anordnungen. Bescheide, 
Stellungnahmen und Prüfberichte, -
Protokollführung; Übe1Wachung von ZüwendungEm 
gern. LHO; Grundlagen der Mess-, Analyse- und 
Untersuchungstechnik, Teilnahme an 
Messungen. Untersuchungen, Analysf:m, 
Probenahmen im Außendienst; Teilnahme an 

. Abnahme und Überwachung von Anlsigen; 
Beurteilung von Gutachten und St,ellungnahmen 
Dritter; 

Fachoezogene Anwendungen der Datenverar-
beitung; 

Vermittlung in Tages- Produktionstechnologien und. deren Bewertung 
seminaren während der hinsichtlich der Auswirkungen auf Menschen, 
praktischen Ausbildung Wasser, Boden, Luft und Sachgüter 

- Roheisen- und Stahlerzeugung 
- Kraftwerke 
.. Anlagen zur Herstellung von organischen 

Chemikalien oder Lösungsmitt,aln wie Alkoho-
le, Aldehyde, Ketone, Säuren, Esterf Acetate, 
Äther 

- Brauereien 
- Alkalielektrolyse (Chlor) 
- Säureproduktion 
- Papierherstellung 
- Zementherstellung 
-- Glasherstellung 
- Herstellung von Betonfertigteilen und -steinen 

Technologien zur Vermeidung und Vi:!rminderu11g 
der umweltbeeinträchtigenden Auswirkungen 

- Abfallvermeidung 
- Abfallbehandlung 

+ Verbrennung 
+ Deponierung 
+ Kompostierung 
+ Recyclingtechnik 

- Abwasserbehandlung 
+ Mechanische Verfahren 
+ Biologische Verfahren 
+ Chemische und/oder physikalisi::he Ver-
fahren 
+ Schlammbehandlung 
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Ausbildungs- Ausbildungsstellen Ausbitdungsinhalte 

Ab- Dauer 
schnitt (Wochen) 

noch IV 1 - Luftreinhaltung 
+ Staubabscheidung 
+ Abscheidung organischer und anorgani-

scher Stoffe einschließlich Geruchsstoffe 

- Lärm- und Erschütterungsminderungsmaß-
nahmen 
+ Abschinnung 
+ Dämmung 
+ Dämpfung 
+ Konstruktionsbedingte Maßnahmen 

IV2 6 Landesumweltamt Aufgaben und Aufbau der Abteilungen; 

Kennenlernen der Erstellung von Gutachten, der 
Erarbeitung von Stellungnahmen gegenüber 
Aufsichtsbehörden und Gerichten sowie der 
Grundzüge der Fachplanung; 
Teilnahme an Messungen, 
Untersuchungen, Probenahmen; 
Kenntnis über die Entwicklungsarbeiten in den 
Fachabteilungen; 
Abwasserabgabe: Abfalllizenzen; 
Bauartzulassungsverfahren; Gentechnik; 

V1 4 Hospitation kennenlernen relevanter Umweltaufgaben und 
Wahlstation: z.B. Korn- des Aufbaus der Organisation; 
mune, private Überwa-
chungseinrichtung, Un-
temehmen 

V2 9 Bezirksregierung Organisation und Aufgabe als Bündelungsbe-
hörde; 
Vollzug der fachlichen Rechtsvorschriften durch 
Zulassungen, Anordnungen, Bescheide u.a. in 
den Bereichen: 
Abfall, Abfallentsorgung 
Boden, Altlasten 
Luft, Lärm, Erschütterung 
Wasser 
Anlagensicherheit; 

Umweltverträglichkeitsprüfungen; 
Verbandswesen; 

6 Häusliche Prüfungsarbeit 

ca. 12 (Erholungsurlaub) 
insgesamt = 24 Monate 

104 
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.......... -... ~·······-------, ............... . 
(Ausblldungsbehörde/•stelte) 

Beurteilung 

Anlage;? 
(zu§ 11) 

der /des Umweltreferendarin/-referendars ............................................................................. ., ............... . 

Fachrichtung: 

Einstellungsbehörde: Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau;::herschuu: 

des Landes NRW 

für die Zeit der Ausbildung vom .................................................. bis ................................................... . 

bei .................................................................................. · ................................................................. . 

A. Fachkenntnisse 
{Umfang und Anwendung der Fachkenntnisse) 

8. Leistungsfähigkeit 
(Auffassung, Denk- und Urteilsfähigkeitt Lernfähigkeit, Ausdrucksfähigkeit. in Wort und Schrift) 

C. Dienstliches Verhalten 
(Arbeitsbereitschaft, Arbeitsverhalten, Umgang mit Mitarbeitern und PubUkum) 

Gesamturteil: ..................................................................... ~ ........................... -........ ·-·························--·· 
(Note) 

Besonderheiten· .... _ ............................................................................................................................. · 

••••••••••••••••••••••••G••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••-••••••••••••••••••• ·••••••••--••• ••••• .. •••••••••••••"7••••o•••u•••••••••• • •. 

(Ort) (Datum) 

(Ort) (Datum) 

(Sichtvermel'k der Urnwettreferendarin/des -referendars) 

(Unterschrift der '.i..eite.rln 

oder des Leiters der Ausbildungsstelle) 

~-················ ............. -. -.••············ ................... . 
(Unterschrift des Ausbi.:dunustelters 

oder der Ausbildungsleiterin) 
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Antrag 

auf Zulassung zur Großen Staatsprüfung 

für den höheren technischen Verwaltungsdienst 

475 

Anlage 3 
(§ 17 Abs. 2) 

In der Fachrichtung:. _____________________________ _ 

Vor- und Zuname: _____________________________ _ 

geboren am: _________________________________ _ 

Geburtsort und Kreis: -----------------------------
Wohnungsanschrift (Nachträgliche Änderungen sinti dem Oberprüfungsamt sofort anzuzeigen): 

Hiermit bitte ich um -Zulassung zur erstmaligen *) - wiederholten *} - Ablegung der Großen 

Staatsprüfung. 

_____ ,den __________ _ 

(Unterschrift) 

Umweltreferendarin/-referendar 

*) Nichtzutreffendes streichen 
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(Ausbildungsbehörde) 

Gesch.~Nr. 

Anlage 3 
flückseite 

l)ZW. Az..: _________ _ ________ _.den __________ _ 

·An das 
Oberprüfungsamt für die hö~~ren ·_ 

. technischen Verwaltungsbeamten 
Hahnstr. 70 

60528 Frankfurt am Main _ 

durch_-_-________ _ 

~instellungsbehörde) 

13etr. :- Umweltreferendarin/-referendar 

(Name) (Vorname)- · (Anschrift) 

1-tiermit lege ich den Zulassungsantrag oer/des Urriweltreferendarin/-referendars vor. 

Beigefügt ~ind: -

·L) ___ Hefte mit Personalakten -und Ausbildungsabschnittszeugnissen 
2.) Übersicht über den Vorbereitungsdienst 
3.) Ausbildungsnachweis · 
4:) ____________ _ 
5.) _______________ _ 
&.) __________ _ 

7~) .... ---------------

Ich halte ~ie Umweltreferendarin/den Umweltreferendar aufgrund der während des \iorbeireitung~ 
dienstes bisher erteilten eeurteilungen -und nach ·meiner eigenen ~enntnis für vorbereitet und befilr­
\voi1e ihren/seinen Antrag auf Zulassung zur Großen Staatsprüfung: Die häusliche Prüfungsaubeit soll. 
in der .Zeit vom ________ bis _________ angefertigt werden~ Ich bitte 
daher, mir die Aufgabe so rechtzeitig zuzustellen,· dass sie der/.dem Referendarin/Referendar am 
____ ausgehändigt werden·kann. . 
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Anlage4 
(§§ 20 Abs. 3, 21 Abs. 4) 

Prüfungsfächer und Prüfungszeite_n 

IX~ Fachrichtung UMWEL TTECHNIK/UMWELTSCHUTZ 

Fachgebiet Umwelttechnik: 

1. · Allgemeine Rechts- und Verwaltungsgrundlagen 

2. Leitungsaufgaben und Wirtschaftlichkeit 

3. Zielsetzungen ·und ·Strategien zum Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen 

4~ Produktionstechnologien 

5. Technische Vorschriften und Regelungen zur Ver-
. meidung und Verminderung von umweltbeeinträch..: 
tigenden Auswirkungen 

6. Fachbezogene Rechts- -und Verwaltungsvor­
schriften 

.zusammen 

_Stunden für eine Prüfungsgruppe 
von ·3 Kandidatinnen/Kandidaten 

1 

1 

1 

11/4 

11/4 

61/2 
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Anlage.5 
(§ -~~1 Abs. 4) 

Prilfstoffverzeichnis der Fachrichtung "UMWEL TTECHNIK/UMWEL TSCHUTZ" 
Fachgebiet: "UMWEL TTECHNIK" 

1. . Allgemeine Rechts- und 
Verwaltungsgrundlagen 

Allgemeines. Staatsrecht: 
Staatsbegriff; Staatswesen 
Grundzü.ge des Völkerrechts sowie der 
internationalen. und supranatiönalen 
Organisationen 
Staatsformen 
Enstehung urid Auflösung von Staaten . 
Staatliche Entwicklung in Deutschland 

Grundgesetz; Verfassungen der Länder 
Verfassungsgrundsätze,' Grundrechte. 

· Staats··rechtliches W~sen-der 
Bundesrepublik 
Föd~~lismus 
Grundge·setiftche Richtlinien und . 
Kompetenzv:erteifung· für Gesetzgebung, 
Verwaltung und R-~htsprech0ng 
Oberste Bundesorgane. 
Funktionen der Staatsgewalt 

Dreiteilung der G,ewalten 
.Begriff .und Wesen der öffentlichen · 
Verwaltung 
Gesetzgebungsverfahren 
Rechtsverordnungen und autonome 
Satzungen 
Die. Rechtsprechung 
Normenkontrolle und · 
Verfassungsbeschwerde 

Staats- und Amtshaftungsgrundsätze 
Finanzwesen des Bundes und d.er Länder . 

Di~ Europäische Union · 
Status und Organe . 
Hoheltlich~Kompetenzen, 
KC?mpetenzabgrenzung ~u Mitgliedstaaten 
Rechtssetzung, Umsetzung der Rei;:htsakte in 
nationales Rec:ht 
europäischer Binnenmarlq, .Wirtschafts- und 
Währ,ungsunion 

Gemelndeverfassunge·,-, kommumlle 
. Selbstverwalt~ng 

Verwaltungsaufbau und Behördeno_rga­
nisatioh bei Bund, Ländern und Gemeinden. 

Oberste Bundes- und Landesb•~hörden 
Organisation der unmittelbaren Staatsver- · 
waltung . 
Aufg~ben. und ·organe der mittleren Staats-
verwaltung _. 
Rechts-, Fach- und-Dienstaufsicht 

Allgemeines und formelles Verwaltur1gsrecht, 
Verwaltungshandeln,.VerwaHung!iprc,zess-
: recht 

Ve~altungsverfahrensgesetze desi Bundes 
und der Länder 

Allgemeines Verwaltungsve.r:fahren 
Institut d~ Verwaltungsakt,as .Lind cies . 
öffentlich-rechtlichen Vertrages 
FörmUches Verwaltungsverfahr:en, Plan­
.feststellungsverfahren 
Auslegung· vori· Rechtsnormen 
Verwaltungserme~seri 
Amtshilfe 

Verwaltungsgerichtsordnung · 
Verwaltung·svollstreckungs- un·d V,:!rwal­
tungszustellungsrecht 
Außerordentiiche Rechtsbehelfe g•~gen 
V~rwaltungshandeln (Petition, Beschwerde, 
Dienstaufsichtsbeschwerde). 

Besonderes VeM.altungsrecht 
Beamtenrecht 
Diszipliriarr.echt 
Personalverfre~ungsrecht 
Ordnungswidrigkeitenrecht 
Grundzüge des Kommul')afrechts 
Sozialrecht in den Grundzügen 
Arbeitsschutzr~ht in den Grundzügen 
Steuerrecht in den Grundzügen 
Gewerbere.cht in den. Grundzügen 
Grundzüge dias Polizeirechts 
Datenschutzrecht 

Privatrecht 
Bürgerliches Gesetzbuch 

Allgemeiner teil, ·Schuldverhältnisse 
Ünd Sachenrechtin den Grundzügen 
Nachbarrecht . 

Grundzüg~ des Handels- und <3esefl„ 
schaftsrechts · 
Tarifvertragsgesetz, Manteltarifverträge 
für die Beschäftigten im ~ffentlichnn Dienst 

. Vergaberecht in deh Grundzügen 

Zivilprozessverfahren in den Grut1dzügen 
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2. Leitungsaufgaben und Wirtschaftlichkeit 

Leitungskonzeption, -methoden urid -
technlken 

Begriffe 
Leitungskonzeptionen 
Regelkreis-Modell 
Methoden und Techniken der Planung 

Zielvereinbarung (Zielse~ung, 
Zielsysteme, Zielkonflikte). 
P~oblemanalyse · 
Alternativensuche und -beYlertung 
Entscheidung 
Kontrolle 

Personalführung· 
FOhrungsstile 
Grundkenntnisse der Menschenführung 

Individual- und Gruppenverhalten im Ar­
beitsprozess 
Leisfungsmotivation 
Anerkennung, Kritik 

· • Kommunikation, Ko~fliktbehandlung 
· Grundsätze fOr die Zusammenarbeit 
und_ den Per$onaleinsatz 
Mitarbeitergespräch 
Personalbeurteilung 

Kommunikationstechniken 
Rhetorik 
GespächsfOhrung, Besprechungstechhik. 
Darstellungstechnik 

Gliederungstec~nik 
Visualisierungstechnik . 

Öffentlichkeitsarbeit 

. Informationstechnik (IT) 
· Einsa~gebiete 

Organisation beim Einsatz der IT · 

Organisation. 
· Grun~ge der Organisationslehre 

Aufbauo_rganisation 
Ablauforganisation 

Aufgaben, Organisation und Geschäftsbe­
trieb 

Volks- und betriebswirtschaftfJche Unter­
suchung~n 

Wirtschaftlichkeitsgtundlagen 
Kostenberechnung 
lnvestition~rechnung und Wirtschaft­
fichkeitskriterien 
EmpfindlichkeitsprOfungen und 

· Risikoanalyse . 

Erfolgskontrolle 
Nutzen-Kosten-Untersuchungen 

Grundlegende Bewertungsfragen 
Möglichkeiten, Grenzen und Ablauf der Ver­
fahren 
Verfahrensrichtfinien 
WirtschafUichkeitsuntersuchungen fOr Unterhal­
tungs- und Betriebsaufgaben 
Aufgabenwirtschaftlichkeit 
Beschaffungs- und Einsatzplanung 

Haushalts~RechnunQs-undKassenwesen 
des Bundes,_ der Länder und der Kommunen 

Grundlagen des Haushalts 
Begriffe 
Hausha'ltsgrundsätze 
Verfahren der Bewirtschaftung 

Technische•Programmplanung, 
Finanzplanung 
Aufgaben der Rechnungshöfe und der 
Rechnungsprüfungsämter 

3. Zielsetzungen und Strategien zum Schutz 
natürlicher Lebensgrundlagen 

Allgemein 
Ziele und ·Notwendigkeit des Umweltschut­
zes· 

vorsorge-, Verursacher-, Kooperati­
onsprinzip 
Minimierungsgebot persistenter Stoffe· 
(Dynamisierungs~ausel) 

Umweltsch~ als planerische und 
ordnungsrechtliche Aufgabe 

Grundlagen und technische Regeln, 
Voruntersuchun~en; · Planung; Erheben, 
Beschreiben und Bewerten von Daten, 
Genehmigung, Durchführung .und Über­
wachung von Maßnahmen, Erfolgs­
kontroUe 
Eigenübe,wachung 
Instandsetzung, Sanierung 

Grundzüge der Verwaltungspraxis 

Fachbezogene Vertiefung 
Wasserhaushalt {Güte und Menge, 
Bil~nzen) 

Bewirtschaftung der-Gewässer nach 
· M~nge und Güte 
Gotekriterien und·-klassffikation 
Sch~ von Oberflächengewässern 
und Grundwasser 

479 



480 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 23 vom 26. Juli 2001 

Wasserversorgung ~ 

Trinkwasserversorgung und -beschaffenheit 
Schutz von Trinkwassereinzugsgebieten 
(Überwachung-des Rohwassers) 
Wasserversorgung aus Grund- und Ober­
flächenwasser 
Sparsame Wasserverwendung 

Abwasserbeseitigung 
Regelung der Abwasserbeseitigung 
Anforderur:-gen an die Abwa~serbeseitigung 
Überwachung von Abwasserbesett;igungen 
Oberwachun$ von Abwassereinleitungen 
Abwasserabgabe 

Oberflächengewässer; Stauanlagen · und Hoch-· 
wasserschutz 

Gewasser0kologie · 
Naturnahe Gestaltung und Unterhaltung s. 
von Fließg~ssem 
stehende Gewässer 
Hochwasserverme_idung, Hochwasser- . 
schutz, Niedrigwasser 
Talsperren,. R0ckhaltebecken .und 
Hochwasserschutzanlag~n 

Uniweltgefährdende Stoffe 
Gefahrenpotential umweltgefähtdender 
Stoffe, sicherheitstechnische Vermei­
dungskonzeptionen technischer-und. orga­
nisatorischer Art 
töschwassEirproblematik 
Sanierung kontaminierter standorte · 

Abfallwirtschaft und Altla~ten . 
Abfallentsorgungspläne und .;.Wirt-· 
schaftskonzepte . 
Abfallverry,eidung, --verwertung und 
-behatidlung 
Altlasten, Altablagerungen 
vorsorgender Bodenschutz. 

Luftreinhalteplanung 
Erhebungsgebiete-und -systeme 
Messprogramme und -systeme 
LuftreinhaltepJäne 
Umsetzuns, Erfolg$kontrolle 

Lärmminderungsplanung 
Messungen 
Beurteilungen von- Lärmgutachten 
Lärmminderungspläne 

Produktionstechnologien 

Produktionstechnologien und deren Bewertung 
hi~sichtlich der Auswirkungen auf MEmsc:hen, 
Was·ser, Boden; Luft- und Sachgoter · 

Roheisen und Stahlerzeugung 
Kraftwerke 
Anlagen zur. Herstellung von organisc:hen Che­
mikalien oder Lösungsmitteln wie AU~ohc>le, 
·Aldehyde, K~tone, Säuren, Ester,-Ac·etate, Ather 
Brauereien 
Alkalielektrölyse-(Chlor) 
·saureproduktion 
Papierherstellung 
Zem~ntherstellung 
Glasherstellung 
Herstellung von Betonfertigteilen und -steinen 

Technische Vorschriften und RegEdu11,gen-zur 
Vermeidung und Verminderung dE~r u:mwett­
beeinträchtigenden Auswirkungen,. 

Abfallbehandlung 
Verbrennung. 
Qeponierung. 
·Kompostierung 
Recyclingteqhnik 

Abwasserbehandlung 
Mechanische Verfahren 
Biologische Verfahren 
Chemis~he, phy~ikalische Verfahren 
Schlammbehandlung 

Luftreinhaltung 
~taubabscheidung 
Abscheidung organischer und anor­
ganisch.er, dampf- und ga:sförmiger 
Stoffe einschließlich Geruchs,stoffe. 

. Lärm- 1,md Ersqhotterungsminderungsmaß-
nahmen 

Abschirmung. 
Dämmung 
Dämpf~ng 
Konstru~ionsbedingte Maßn~1hmen 
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6. Fachbezogene Rechts- und Verwaltungsvor­
schrl~en 

Allgemeines Umweltrecht 
Umwelthaftungsgesetz 
UmweltverträglichkeitsprOfungsgesetz 
Oko-Audit-:Verordnung/-Gesetz · 

Umweltrecht - national, international - in 
den Bereichen 

Abfall 
Kreislaufwirtschafts- und Abfa11-
gesetz 
Landesabfallgesetz 
Technische. Anl~itung Abfall. Teif 1 
Technische Anleitung Siedlungs-: 
abfall 

Gefahrstoffe 
· Verordnung· Ob~Anlag.en zum ·Umgang 
mit wassergefihrdenden Stoffen 
Chemikaliengesetz 

G~ntechnologie· 
Gentechnikgesetz 

Lärm/Erschotterung 
Bundes:.lmmissionsschutzgesetz 
Lande~lmmissionsschutzgesetz 
Technische Anleitung ·Lärm 

Luft 
Bundes-immissionsschutzgesetz 
Landes-Immissionsschutzgesetz . 
Technische Anleitung Lärm 

Wasser 
Wasserhaushaltsgesetz 
Landeswassergesetz 
Abwasserabgabengesetz 
Grundzüge des Wasserverbands­
gesetzes 

Landschaftspflege und Naturschutz 
Grundzüge des Bundes- und 
Landesnaturschutzgesetzes 

Raumordnung, Bauwesen 
GrundzOge des Baugesetzbuches, 
der Landesbauordnung und des 
Landesplanungsgesetzes 

Arbeits- und Gefahrenschutz . 
Grundzüge des Gesetzes der Oberwa­
chungsbedürftigen Anlagen . 
Gerätesicherheitsgesetz,. störfallverordnung 

Strafrecht 
Strafgesetzbuch;· Straftaten gegen· die 
Umwelt 

- GV. NRW. 2001 S. 462. 



482 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land I~ordrhein-Westfalen - N"r. 23 vom 26. Juli 2001 

Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Arnsberg, · 

Teilabschnitt Oberbereiche Bochum und Hagen 
(Bochum/Herne/Hagen/ 

Ennepe-Ruhr-K..reis/Märkischer Kreis) 
vom 23. März 2001 

Bek. v. 17. Juli 2001 

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Arnsberg hat in 
seiner Sitzung am 25. November 1999 die Aufstellung des 
Gebietsentwicklungsplanes für den Regierungsbezirk 
Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereiche Bochum und Ha­
gen (Bochum/Herne/Hagen/Ennepe-Ruhr-Kreis/lVIärki­
scher Kreis) beschlossen. 

Diesen Teilabschnitt habe ich mit Erlass vom 23. März 
2001 - IV.4 - 60.20 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landespla­
nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50) im Einvernehmen mit 
den fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
eTuthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Der Gebietsentwicklungsplan für den Regierungsbe­
zirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereiche Bochum und 
Hagen wird bei der Staatskanzlei (Landesplanungsbe­
hörde), bei der Bezirksregierung Arnsberg (Bezirkspla­
nungsbehörde) sowie bei den Kreisen und Gemeinden, 
auf deren Bereich sich die Planung erstreckt, zur Einsicht 
für jedermann niedergelegt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung des Gebiets­
entwicklungsplan-Teilabschnittes im Gesetz- und Ver­
ordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes wiese ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung des Gebietsentwicklungsplan-Teil­
abschnitts ist unbeachtlich. wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Arnsberg (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 17. Juli 2001 

Der l\ilinisterpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
P. W. Schneider 
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Genehmigung der 17. Änc~erung 
des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Detmold, 
Teilabschnitt Herford/I\tlinden-Lübbecke 
im Gebiet der Gemeinde Röddinghausen 

vom 23. Mai 2001 

Bek. v. 9. Juli 2001 

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Detmold hat in 
sein~! Sitzung am 19. Februar 2001 die Aufstellung der 
17. Anderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Herford/Yiin­
den-Lübbecke im Gebiet der Gemeinde Röddinghausen 
beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 23. l\:Iai 2001-
IV.4- 60.30.14-gemäß § 16 Abs. 1 des Landesplanungsge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. 
Februar 2001 (GV. NRW. S. 50) in Einvernehmen mit den 
fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung. 

Die 17. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Detmold wird bei der Staatskanz­
lei (Landesplanungsbehörde), bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde} sowie bei dem Kreis 
Herford und der Gemeinde Röddinghausen zur Einsicht 
für jedermann neidergelegt. 

Die Bekanntmachung der Genehmigung der Änderung 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplanungsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung 
Detmold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 9. Juli 2001 

Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Dr. Pietrzeni uk 
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